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I m  N a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtsstreit

des Schmuckwarenfabrikanten Edwin Wl

Beklagten und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollmäehtigters Rechtsanwalt Prof. Br

in

Frau lina S|
gegen

geh. K m ^ i n  Kf
Klägerin und Revisionsbeklagte, 

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Dr. flMAin
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hat der IV« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 10« Juli 1957 unter Mitwirkung des 
Senatspräsidenten Schmidt, der Bundesrichter Raske, Johann- 
sen, WUstenberg und Maaß
für Recht erkannt%
1) Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des 

.7« Zivilsenats des Oberlandesgerichts in Karlsruhe 
vom 28« September 1956 teilweise aufgehoben und wie 
folgt gefaßt?
"Auf die Berufung des Beklagten und die Anschlußbe­
rufung der Klägerin wird das Urteil der 1• Zivil­
kammer des Landgerichts in Heidelberg vom 28« April 
1955 teilweise geändert«
Der Beklagte wird v e r u rteilan die Klägerin 16.180,- DM 

* nebst 4 cß> Zinsen seit dem 9« Juni 1954 zu zahlen. Wegen 
des weitergehenden Zinsanspruches wird die Klage 
abgewiesen»
Im übrigen werden die Berufung des Beklagten und die 
Anschlußberufung der Klägerin zurückgewiesen,w

2) Im übrigen wird die Revision des Beklagten zurückge­
wiesen.

3) Der Beklagte trägt die Kosten des Rechtsstreits.»
Von Rechts wegen



V

-  2 -  

Tatbestands

Der Beklagte und die Tochter der Klägerin versprachen 
sich im Herbst des Jahres 1948 die Ehe. Die Tochter der 
Klägerin gab Mitte Oktober 1948 eine Stelle auf, um sich 
in das von dem Beklagten betriebene Goldschmiedegeschäft. 
einzuarbeiteno Die förmliche Verlobung fand Weihnachten 1948 
statt« Die Verlobten und die beiderseitigen Eltern kamen 
Uberein, daß auf einem von der Klägerin zur Verfügung zu 
stellenden Grundstück in Wohnhaus mit Werk­
statt und Geschäftsraum errichtet werden sollte. In diesem 
Hause sollte sich außerdem die eheliche Wohnung der künfti­
gen Eheleute und eine Wohnung für die Eltern des Beklagten 
und ferner eine V/ohnung für die Klägerin und ihren Ehemann 
befinden„ Die Pläne wurden von dem Ehemann der Klägerin, 
der Architekt ist, entworfen. Die Baugenehmigung wurde 
dem Beklagten erteilt. Das zum Bau erforderliche Geld wur­
de zu einem erheblichen Teil von der Rheinischen Hypothe­
kenbank in Mannheim und der Badischen Landeskreditanstalt 
in Karlsruhe zur Verfügung gestellt. Als Geldnehmer trat 
neben dem Beklagten und seiner Verlobten die Klägerin in 
Erscheinung, die auch die hypothekarische Sicherstellung 
auf dem zunächst in ihrem Eigentum verbleibenden Baugrund­
stück bewilligte. Das Haus wurde gegen Ende des Jahres 
1949 fertiggestellt und alsbald von dem Beklagten und 
seinen Eltern sowie einigen IJietparteien bezogen. Zu 
e.inem Einzug der Klägerin und ihres Ehemannes kam es 
nicht. Es hatte in der Zwischenzeit Auseinandersetzungen 
zwischen der Mutter des Beklagten und diesem einerseits 
und der Klägerin und deren Ehemann andererseits wegen 
der Finanzierung des Bauwerks gegeben. Der Klägerin und 
ihrem Ehemann wurde vorgeworfen, sie hätten ihre geld­
lichen Zusagen nicht inne gehalten. Die Berechtigung 
dieser Vorwürfe wurde von der Klägerin bestritten.
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Am 11. April 1950 schloß die Klägerin mit dem Be­
klagten einer, notariellen Vertrag, demzufolge sie ihm das 
behaute Grundstück zu einem Teil schenkungsweise Über­
eignete und der Beklagte sich verpflichtete, dafür zu 
sorgen, daß sie aus ihrer persönlichen Verpflichtung 
gegenüber den Kreditgebern entlassen und von der Haftung 
des unbebaut gebliebenen und weiterhin in ihrem Eigentum 
verbleibenden restlichen Teils des Grundstücks freige­
stellt würde. Iiit Erklärung vom 31* Mai 1950 trat die 
Klägerin eine Restkaufgeldfcrderung in Höhe von 7.500,- DM, 
die ihr aus der Veräußerung eines in Erbengemeinschaft 
stehenden Hauses anteilig gegen den Käufer erwachsen 
war, an den Beklagten ab.

Im März 1951 erhob der Bachdeckermeister K ^ f ^ |
Klage gegen den jetzigen Beklagten, die Klägerin und de­
ren Ehemann. Br verlangte die Zahlung des restlichen Ent­
gelts in Höhe von 4-44,- DM für die Herstellung des Daches 
des Neubaus» Die Klägerin und ihr Ehemann begehrten die 
Abweisung der gegen sie gerichteten Klage und brachten 
vor, sie hätten keinen Auftrag erteilt und seien daher 
nicht zur Zahlung verpflichtet. Der Beklagte erkannte 
seine Zahlungspflicht an und führte weiterhin aus, seine 
Mitbeklagten hätten gleichfalls für die Erfüllung der 
Schuld einzustehen, weil sie "voll haftend in die Bau­
gemeinschaft eingegliedert worden seien11* Die Klägerin 
und ihr Ehemann bezeichnten diese Behauptung als un­
richtig.

Nunmehr erklärte die Tochter der Klägerin.mittels 
eines Schreibens ihres Anwalts vom 23. Mai 1951 den Rück­
tritt vom Verlöbnis. Sie gab als Grund dafür an, der Be­
klagte habe ihr verschwiegen, daß er in der Verlobungs-
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zeit als Erzeuger eines unehelichen Kindes gerichtlich 
mit Erfolg in Anspruch genommen werden sei* Ferner führ­
te sie als Grund für ihren Rücktritt die Art des Vorge­
hens des Beklagten gegen ihre Eltern in dem von dem Bach- 
deckermeister angestrengten Rechtsstreit an, sowie
daß der Beklagte unberechtigt den Titel Goldschmiede­
meister führe, und daß seine Mutter ohne Grund eine An­
zeige hei der Kriminalpolizei erstattet habe, nach wel­
cher sie - die Tochter der Klägerin - aus der Werkstatt 
ihres Verlobten Zyankali entwendet haben sollte, um da­
mit sich selbst und ihre Eltern zu vergiften»

Bas in dem Schreiben vom 23« Mai 1931 enthaltene 
Verlangen der Tochter der Klägerin, ihr den Schaden zu 
ersetzen, den sie durch die Aufgabe ihrer Stellung er­
litten habe, lehnte der Beklagte ab. Es kan deswegen zu 
einem Rechtsstreit, der in der zweiten Instanz mit einem 
Vergleich endete% danach verpflichtete sich der Beklag­
te zur Zahlung von 2.500.- BM»

<

ln einem weiteren Rechtsstreit verlangten die Klä­
gerin und ihr Ehemann, den Beklagten .zur Rückübertragung 
der mit der Erklärung vom 31. Iffai 1950 an. .ihn abgetrete­
nen Restkaufgeldforderung in Höhe von 7.500,- BM und zur 
Herausgabe der Abtretungsurkunde zu verurteilen* Ber 
Rechtsstreit erledigte sich in der Hauptsache dadurch, 
daß der Beklagte den Klaganträgen entsprach. Er wurde 
wegen der Kosten fortgesetzt; diese wurden dem Beklagten 
auferlegt.

Hunmehr hat die Klägerin erneut Klage erhoben. Sie 
hat vorgetragen, sie habe das Baogrundstück im Hinblick 
auf die zwischen ihrer Tochter und dem Beklagten beab-



sichtigte Eheschließung zur Verfügung gestellt und an den 
Beklagten übereignet* Zu dieser Eheschließung sei es je­
doch nicht gekommen, weil ihre Tochter durch das schuld­
hafte Verhalten des Beklagten, wie es in dem Schreiben 
vom 23o Mai 1951 dargelegt sei* zum Rücktritt von der Ver­
lobung veranlaßt worden sei* Die Eingabe des Grundstücks 
stelle eine Aufwendung dar, die in Erwartung der Ehe er­
folgt sei. Der Wert des Grundstücks in erschlossenem Zu­
stand betrage 20,—  DM je <psi.

Die Klägerin begehrt von dem Beklagten die Erstat­
tung dieses Wertes mit Zinsen und hat den Antrag gestellt, 
ihn zu verurteilen, an sie 16.180,—  IM nebst 4 H Zinsen 
seit dem 1. April 1950 zu zahlen.

4

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Er hat vorgebracht: Er habe der Tochter der Klägerin 
. keinen Grund zum Rücktritt von dem Verlöbnis gegeben - Die 
Übereignung des Grundstücks an ihn sei auch nicht in Er­
wartung der Eheschließung, sondern als Ausgleich für An­
sprüche erfolgt, die ihm, dem Beklagten, auf Grund des 
mit den Eltern der Klägerin eingegangenen, den gemeinsa­
men Hausbau betreffenden Gesellschaftsverhältnisses zu­
gestanden hätten. Die Klägerin habe nämlich ihre Zusage, 
zu dem Bau 25*000,- DM in bar und nötigenfalls weitere 
Beträge zur Verfügung zu stellen, nicht erfüllt und sei 
deshalb verpflichtet gewesen, ihm, dem Beklagten, den 
aus der. Nichterfüllung der Zusage erwachsenen Schaden 
zu ersetzen. Außerdem habe sich das Bauwerk nicht un­
erheblich dadurch verteuert, daß auf Wunsch der Kläge­
rin in der für sie und ihren Ehemann vorgesehenen Woh­
nung 2 Türen zugemauert und elektrische Leitungen ver­
legt worden seien.



Die Klägerin hat bestritten, sich mit dem Beklagten 
zur gemeinsamen Errichtung des Hauses verbunden und ihm 
die Hingabe von Geldmitteln verbindlich sugesagt zu ha­
ben} das Grundstück sei auch nicht aus den vcn dem Be­
klagten angegebenen Gründen übereignet worden»

Bas Bandgericht hat den. Beklagten verurteilt, an die
Klägerin 10.314,75 Bl! nebst 4 Zinsen aus 8»090,- BM seit
dem 9* Juni 1954 (Tag der Zustellung der Klage) und aus
2.224., 75 DM seit dem 23« Mai 1951 zu zahlen} im Übrigen
hat es die Klage abgewiesen»

• •

Ber Beklagte hat Berufung eingelegt mit dem Antrag, 
die Klage in vollem Umfang abzuweisen. Die Klägerin hat 
unselbständige Anschlußberufung eingelegt und beantragt; 
.den Beklagten zur Zahlung weiterer 5 «865,25 BM nebst 
4 Zinsen seit dem 23* Mai 1951 zu verurteilen*

Ber Beklagte hat ergänzend behauptet, die Tochter 
der Klägerin habe seinerzeit gegen seine Mutter derart 
schwerwiegende Vorwürfe erhoben, daß er selbst eine Auf­
lösung der Verlobung habe ins Auge fassen müssen. Dieses 
Verhalten müsse sich die Klägerin anrechnen lassen,'so­
fern es überhaupt auf die Auflösung der Verlobung an­
komme. Bas Grundstück habe im Mai 1955 nur einen Wert 
von 5,50 BM je am gehabt.

Bie Klägerin hat bestritten, daß ihre Tochter dem 
Beklagten Anlaß zur Auflösung der Verlobung gegeben ha­
be. Bas Grundstück sei bereits im Zeitpunkt der Übereig­
nung erschlossen und schon damals 20,- BM je qm wert ge­
wesen.

Bas Oberlsndesgericht hat die Berufung des Beklag­
ten zurückgewiesen und das Urteil des Landgerichts auf



die AnSchlußberufung der Klägerin unter Aufhebung des 
die Klage im übrigen abweisenden Ausspruchs dahin ge­
ändert, daß der Beklagte zur Zahlung von 16,180,- DM 
nebst 4 # Zinsen seit dem 23* Mai 19*51 verurteilt wird.

Mit der Revision verfolgt der Beklagte seinen An­
trag, die Klage in vollem Umfang abzuv/eisen, weiter.

Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.
«

Ent sehe idungsgriünde s

I, t)ie Revision rügt, daß das .Berufungsgericht in der 
mündlichen Verhandlung, die am 13» Juli 1956 stattfand 
und auf Grund deren das angefochtene Urteil ergangen ist, 
nicht ordnungsgemäß besetzt gewesen sei. Sie hat darauf 
hingewiesen, daß an dieser Verhandlung außer dem Senats­
präsidenten und dem Oberlandesgerichtsrat K p p
als Hilfsrichter der Landgerichtsrat Dr» T f H H  
nommen habe, und daß auch in den Verhandlungsterminen vom 
1» August 1956 und 28« September 1956 dem entscheidenden 
7» Zivilsenat des Oberlandesgerichts in Karlsruhe ein 
Hilfsrichter, und zwar ausweislich der Gerichtsakten 
Landgerichtsrat P p p p ,  zugeteilt gewesen sei. Beide 
seien nicht wegen eines vorübergehenden Bedürfnisses, 
sondern wegen des allgemeinen und dauernden Geschäfts­
umfanges dem To Zivilsenat zugeteilt worden. Deshalb 
habe die Mitwirkung von Landgerichtsrat Dr. ln
der Verhandlung vom 13, Juli 1956 die Besetzung des Ge­
richts fehlerhaft gemacht (§ 551 Hr 1 ZPC, § 118 GVG)o

Die Rüge ist unbegründet.

Wie das an den Oberlandesgerichtspräsidenten in Karls 
ruhe gerichtete Schreiben des Justizministeriums Baden-



- e -

Württemberg vom 14« Juni '957* das dem erkennenden Senat 
in Beantwortung einer an den Oberlandesgerichtspräsiden- 
ten gerichteten Anfrage vorgelegt worden ist, ergibt, ver­
waltete Landgericht erat Br» zu der Zeit der hier
maßgebenden Verhandlung von 13. Juli 1956 die damals 
vorübergehend unbesetzte ^Planstelle,. di.3 ‘der mit Ab­
lauf des Monats Mai 1956 in den Buhestand getretene 
Oberlandesgerichtsrat Br« M ^ H I  innegehabt hatte und 
die erst zum 1. August 1956 wieder besetzt werden konnte« 
Landgerichtsrat Br«, ü f f  wurde in den Monaten* in denen 
diese Planstelle unbesetzt war* bfei dem Justizministerium 
als Ersatz für Oberlandesgerichtsrat Br. M ^ m i  geführt. 
Ba die Planstelle nach dessen Ausscheiden nicht ungebühr­
lich lange' unbesetzt blieb* war die Wahrnehmung richter­
licher Geschäfte an dem Oberlandesgericht durch Landge­
richtsrat Br. jedenfalls zu dem hier maßgebenden
Zeitpunkt nach § 118 in Verbindung mit § 70 Abs 1 GVG zu­
lässig. Barauf* ob dieser Sichter durch das Präsidium des 
Oberlandesgerichts dem Senat zugeteilt worden war* dem 
bisher Oberlandesgerichtsrat Br. anSehört
oder ob er seine richterliche Tätigkeit in einem*anderen
Senat wahr zull ehmen hatte, kommt es nicht an. Unerheblich 
ist auch* ob damals allgemein die Zahl der an das Ober­
landesgericht abgeordneten Hilfsrichter das zulässige Maß 
überschritt. Es braucht deshalb nicht Steilung genommen 
zu werden zu der in dem Urteil des.VII. Zivilsenats des 
Bundesgerichtshofs vom 27. Mai 1957 *- VII ZR 286/56 r- • 
*t\er,tretenen Auffassung, .am;2#.’Pebruar! 1955 sei der 7. Zi­
vilsenat des Oberlandesgerichts in Karlsruhe in einer 
Sache* in der Landgerichtsrat Br. als Hilfsrich­
ter mitgewirkt hatte* nicht ordnungsgemäß besetzt gewe­
sen. Ber genannten Entscheidung liegt die Annahme zugrun­
de, daß Landgerichtsrat Br. E M U  nicht als Vertreter 
eines planmäßigen Richters und auch nichü auf Grund eines 
anderen vorübergehenden Bedürfnisses* sondern aus allge­
meinen dienstlichen Bedürfnissen bei dem Oberlandesge­
richt tätig war.
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II • i) Dae Berufungsgericht hat angenommen, daß der 
eingeklagte Anspruch nach den §§ 1299» 1298 Ahs 1, 2 BGB 
begründet sei. Hach diesen Vorschriften kann die Kläge­
rin, wenn der Beklagte den Rücktritt ihrer Tochter von 
dem Verlöbnis durch *ein Verschulden veranlaßt hat, das 
einen wichtigen Grund für den Rücktritt bildet, von ihm 
den Ersatz des Schadens verlangen, der ihr daraus ent­
standen ist, daß sie in Erwartung der Ehe ihrer Tochter 
Aufwendungen gemacht hat, die den Umständen nach ange­
messen waren.

a) Zu Unrecht meint die Revision, in dem angefochtenen 
Urteil sei nicht festgestellt, daß die Tochter der Kläge­
rin zu der Auflösung des Verlöbnisses durch ein solches 
Verschulden des Beklagten veranlaßt worden sei. Wie die 
Ausführungen des angefochtenen Urteils ergeben, hat das 
Berufungsgericht als erwiesen angesehen, daß der Beklag­
te während der Verlobungszeit als Erzeuger eines unehe­
lichen Kindes in Anspruch genommen wurde, daß er dies 
zunächst seiner Verlobten verschwieg und alsdann, von ihr 
zur Rede gestellt, der Wahrheit zuwider angab, er könne 
bestimmt mit einem günstigen Ausgang des gegen ihn angei 
strengten Unterhaltsprozesses rechnen, obwohl ihm die 
Unrichtigkeit dieser Mitteilung bekannt war» Bas Beru­
fungsgericht hat ferner die Überzeugung erlangt, daß die 
Tochter der Klägerin im Vertrauen auf die Richtigkeit 
dieser Angaben das Verlöbnis fortsetzte und die Folge­
rungen aus dem Verhalten des Beklagten erst dann zog, 
als sie Gewißheit über die Unwahrheit seiner Behauptun­
gen erlangt hatte und auch sonst Umstände eingetreten 
waren, angesichts deren sie die Aufrechterhaltung des 
Verlöbnisses nicht mehr für tragbar hielt»
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Wenn es in dem angefochtenen Urteil he?5t, die Kläge­
rin habe "dargetan11, daß die Vorwürfe zu Recht erhoben 
worden seien, und es sei "glaubhaft", deß sie das Ver­
löbnis zunächst fortgesetzt und die Folgerungen aus dem 
Verhalten des Beklagten später gezogen habe, so gestat­
ten diese Wendungen keinen Zweifel daran, daß es sich 
hier um ordnungsgemäß getroffene, der Überzeugung des 
Berufungsgerichts entsprechende Feststellungen handelt.
Es ist auch rechtlich unangreifbar, daß das Berufungs­
gericht in diesem vcn ihm festgestellten Vertrauens­
bruch, den der Beklagte an seiner Verlobten beging, für 
sich allein ein schuldhaftes. Verhalten gesehen hat, das 
■ihr . einen wichtigen Grund für den Rücktritt von dem 
Verlöbnis gab» Darüber, daß auch die Tochter der Kläge­
rin dem Beklagten einen solchen Grund gegeben habe, ist 
in dem angefochtenen Urteil nichts festgestellt.

b) In der Übereignung des Baugrundstücks an den Beklag­
ten hat das Berufungsgericht eine Aufwendung im Sinne 
des § 1298 BGB erblickt.

' ' * ✓
Die Revision vertritt die Auffassung, daß die Über­

eignung des Grundstücks an den Beklagten keine Aufwendung 
in diesem Sinne darstelle, wenn sie scheukweise erfolgt 
sei, denn die .Pflicht zur Rückgabe von Geschenken nach 
Auflösung der Verlobung sei ausschließlich in 5 1301 BGB 
geregelt. Außerdem dürfe nich'c die bloße in dem Vertrage 
vom 11 o April 1950 vorgenommene Übereignung des Grund­
stücks als eine solche Aufwendung angesehen werden. Der 
Wert dieser Übereignung werde in dem angefochtenen Urteil 
mit dem Verkehrswert des Bodens gleichgesetzt, von dem 
auch nicht klar sei, ob er dem Stoppreis gleichkomme. Dem 
Verkehrswert entspreche aber nicht nur der Wert der Rechts-



Stellung,, sondern auch der Wert der wirtschaftlichen Nut­
zung, Diese habe der Beklagte schon vorher ge.habt, da ihm 
im Jahre 1949. der Besitz des Grundstückes zur Errichtung 
eines V/ohnhauses für die drei Familien der Klägerin, des 
Beklagten und seiner Eltern überlassen worden sei. Was 
der Beklagte am 11. April 1950 wirtschaftlich erhalten 
habe, sei nur festzustellen; wenn die beiderseitigen An­
sprüche miteinander verglichen würden, nicht aber durch 
eine.isolierte Betrachtung des Notariatsaktes vom 11.April 
1950; ■.

Diese Rügen der Revision greifen nicht durch.

Unrichtig ist zunächst, daß Schenkungen allgemein, 
nicht Aufwendungen sein könnten, wie sie die §§ 1298, 1299 
BGB vcraussetzen. Insbesondere ist es möglich, daB die 
Schenkung eines Grundstückes seitens der Hutter der Ver­
lobten an den Bräutigam unter diese Vorschriften fällt.
Im übrigen ist das Berufungsgericht, wie die Urteils­
gründe ergeben, selbst davon ausgegangen; daß das Grund­
stück dem Beklagten vor der Übereignung zur Errichtung 
des Hauses, das den Zwecken der künftigen Eheleute die­
nen sollte, zur Verfügung gestellt worden war. Diese 
Überlassung fand gleichsam ihren Abschluß darin, daB 
dem Beklagten auch die Stellung des Eigentümers des 
Grundstücks verschafft wurde, und wenn auch die .Übereig­
nung bei der Übertragung des Besitzes im Jahre 1949 noch 
nicht fest in Aussicht genommen worden sein mag, so 
handelte es sich doch um zusammenhängende und folgerich­
tige Maßnahmen, die insgesamt die Aufwendung darstellen. 
So hat aber das Berufungsgericht den Sachverhalt beur­
teilt, und zutreffend hat es, soweit Schadensersatz für 
diese Aufwendungen zu leisten ist, den Verlust, den die



Klägerin durch die Aufgabe ihrer Eiceniümerstellung erlit 
ten hat und der alles andere mitumfaßt, als maßgebend an­
gesehene Bemerkt sei gleich hier, daß die Klägerin, da 
der Beklagte nach seinem ganzen Verhalten auch eine He­
rausgabe des Grundstücks selbst ablehnt, ohne besondere 
Fristsetzung (§ 250 BGB) Schadensersatz in Geld verlan­
gen kennte (Urteil des Senats LM § 989 BGB Br 2; RGRK BGB 
'»0- Aufl § 250 Anm 2). Dafür hat das Berufungsgericht 
zutreffend den derzeitigen Verkehrswert des auf Kostätt 
der Klägerin zur Bebauung erschlossenen Grundstücks, 
zugrunde gelegt. Auch bei der Feststellung dieses Wer­
tes, der auf einer amtlichen Auskunft beruht, ist kein 
Rechtsfehler erkennbar«

c) Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß die 
Übereignung des.Grundstücks ausweislich des notariellen 
Vertrages vom 11. April 1950 auf Grund einer Schenkung 
erfolgt ist. Unstreitig war es, nachdem die Klägerin dem 
Beklagten das Grundstück zur Errichtung des Hauses über­
lassen hatte, wegen der Finanzierung des Baues zu Span­
nungen zwischen den Beteiligten gekommen * In deren Ver­
lauf verlangte die Mutter des Beklagten, v/je in dem an­
gefochtenen Urteil festgestell-t ist, eine Klärung -.der 
Eigentumsverhältnisse, und nach der Überzeugung des Be­
rufungsgerichts stand die alsdann ui:entgeltlich erfolgte 
Übertragung des Eigentums an dem Grundstück auf den Be­
klagten im inneren Zusammenhang mit diesen Vorgängen; 
sie war dazu bestimmt und geeignet, nicht nur eine Klä­
rung der Eigentumsverhältnisse herbeizuführen, sondern 
darüber hinaus den sonstigen Vorhaltungen der Mutter des 
Beklagten in weitem Umfange Rechnung zu tragen. Das Be­
streben der Klägerin ging dabei dahin, auf diese Weise 
zur Festigung des Verlöbnisses ihrer Tochter beizutragen
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und Hindernisse, die. der von ihr auch damals noch erhoff­
ten Heirat entgegenstehen könnten, zu beseitigen.

Weiter heißt es in dem Berufungsurteil« Die Gesamt- 
tunstände sprächen hiernach dafür, daß es sich hei der Über­
tragung des Eigentums auf den Beklagten um eine Aufwendung 
in Erwartung der Eheschließung gehandelt habe. Der Beklag­
te habe demgegenüber nichts dafür darzutun vermocht, was 
die Annahme rechtfertige, daß die Übertragung des Eigentums 
aus anderen Gründen erfolgt sei. Es sei nicht dargetan, 
daß zwischen den Beteiligten ein unabhängig von dem Ver­
löbnis bestehendes Gerne inBchafts1Verhältnis begründet ge­
wesen sei, nach dem der Beklagte die Übertragung des Eigen­
tums habe fordern können. Der Beklagte habe eine nähere 
Darlegung über die tatsächlichen Voraussetzungen und 
Grundlagen einer solchen Abmachung unterlassen und kei­
nen Beweis dafür ar.getreten, sondern sich auf den Hinweis 
beschränkt, daß bei der Kreditgewährung durch die Banken 
und auch gelegentlich sonst von einer Baugemeinschaft 
die Bede gewesen sei. Daraus allein könne jedoch eine 
Schlußfolgerung im Sinne seiner Behauptungen nicht her­
geleitet werden, weil es möglich sei, daß es sich dabei 
um eine ungenaue oder.irrtümliche Bezeichnung gehandelt 
habe •

Die Bevision führt aus, das Berufungsgericht habe 
zu dem Ergebnis kommen müssen, daß vor der Übereignung 
des Grundstücks und unabhängig von der Verlobung ein 
Gesellschaftsvertrag zwecks Errichtung des Hauses und 
der Schaffung von üohnungen für die -‘drei Familien zu­
standegekommen sei. Da es die zwischen den Beteiligten 
vor der GrundstUcksilbereignung bestehenden Rechtsbezie­
hungen nicht klargestellt habe, so habe es sich der 3?rü-



- 14 -

fung. verschlossen., oh die Klägerin nicht mit dem Vertrage 
vom 11. April 1950 wegen der bestehenden Spa\mungen eine 
Lösung der in dem Gesellschaftsverhältnis aufgetretenen 
Schwierigkeiten erstrebt habe. Hach A n sich t der Revision 
hätte das Berufungsgericht, wenn es alle Gesichtspunkte 
berücksichtigt hätte, feststeilen müssen, daß die "Schen­
kung" nicht allein oder überwiegend in Erwartung der Ehe­
schließung vorgenommen worden sei, sondern daß dies über­
wiegend geschehen sei, um die aus dem gemeinsamen Hausbau 
entstandenen Schwierigkeiten zu lösen.

Es bestehen jedoch keine Anhaltspunkte dafür, daß das 
Berufungsgericht den vorgetragenen Sachverhalt nicht voll­
ständig gewürdigt hat. Ausdrücklich hat es in Rechnung 
gestellt, daß gegenüber Kreditinstituten und gelegentlich 
auch sonst von einer BäügemeinSchaft die Rede war, daß 
der Beklagte und seine Kutter auf Zahlungen für den Haus­
bau durch die Klägerin drängten, und daß diese sich zur 
Übereignung entschloß, tun den Vorhaltungen Rechnung zu 
tragen; der Erhebung weiterer dafür ungebetener Beweise 
bedurfte es also nicht. Bas Berufungsgericht hat sich 
auch eingehend mit der Behauptung d es Beklagten auseinan­
dergesetzt, die Klägerin habe ihm seinerzeit eine Zah­
lung von 25o000,- DM zugesagt, und es ist dabei zu dem 
Ergebnis gekommen, daß es sich bei der entsprechenden 
Erklärung der Klägerin um keine rechtsverbindliche Zu­
sage gehandelt habe« Sofern die Revision geltend machen 
will, die in diesem Zusammenhang gestellten Beweisan­
träge des Beklagten seien nicht erschöpft worden, hätte 
sie im einzelnen darlegen müssen, welche Beweisanträge 
sie dabei im Auge hatte; der Hinweis auf vier Seiten eines 
Schriftsatzes, aUf denen zahlreiche Beweisangebote ange-



geben sind, dabei Verweisungen auf andere Akten und Zeu­
genbenennungen, die jedenfalls nicht unmittelbar die Zu­
sage der Zahlung betreffen, reicht dazu nicht aus* Die 
in dem Schriftsatz für die maßgebliche Präge benannte 
Zeugin Emilie Schc31 war zu den Fragen bereits vorher ein­
gehend vernommen worden * Sie hatte die Behauptungen ein­
deutig verneint. Der der Muster des Beklagten naoh deren 
Aussage von einem Notar gegebene Hat; sich wegen ihrer 
Aufwendungen ..auf das Grandstück hypothererisoh zu si­
chern oder das Eigentum an dem Grundstück zu erwerben, 
nötigt nicht zu der Annahme, die Übereignung des Grund- , 
Stücks habe der Abgeltung rechtsverbindlich übernommener 
Verpflichtungen gedient, Auch daraus, daß in dem nota­
riellen Vertrag vom 11» April 1950 als Motiv der Schen­
kung nicht die Aufwendung für die Tochter zum Ausdruck 
kommt, ist ebensowenig wie aus den Vertragsbestimmungen 
Uber die Entlassung der Klägerin aus der Mithaftung für 
Verbindlichkeiten, die die Schenkung als unter einer 
Auflage erfolgt erscheinen lassen könnten,. zugunsten der 
Behauptungen des Beklagten zwingend etwas herzuleitenf 
ausdrücklich brauchte das Berufungsgericht diese Umstän­
de nicht zu erwähnen»

Im übrigen ist noch folgendes klerzustellens Grund­
sätzlich hat nicht der Beklagte den Beweggrund und den 
Hechtsgrund für die Übereignung des Grundstücks zu bewei­
sen, sondern obliegt der Klägerin der Beweis dafür,^daß 
die Voraussetzungen für ihren Schadensersatzanspruch ge­
geben, sind. Da.aber in dem notariell • «beurkundeten Vertrag 
vom 11. April 1950 als Rechtsgrund für die Übereignung 
des Grundstücks eine Schenkung angegeben war und dieser 
Vertrag die Vermutung der Richtigkeit und Vollständigkeit 
für sich hat, mußte der Beklagte seine Behauptung bewei­
sen, daß in der Vertragsurkunde ein unrichtiger Hechts-



grand für die Übereignung des Grundstücks angegeben sei, 
daß das Grundstück nämlich in Wirklichkeit rar Abgeltung 
rechtsverbindlich übernommenen Verpflichtungen übereignet 
sei. Wenn in dem angefochtenen Urteil ausgeführt wird, 
der Beklagte habe nichts für eine anderweitige Abmachung, 
auf Grand deren die Übereignung erfolgt sei, darratun 
vermocht, so hat es damit die Beweislast nicht verkannt«

Die Möglichkeit, daß die Grundstücksübereignung im 
Rahmen eines Gesellschaftsverhältnisses erfolgte, schei­
det also aus, und auch die von der Revision erwähnte wei­
tere Möglichkeit, daß der Beklagte Ansprüche aus einem 
tatsächlich bestehenden Gemeinschaftsverhältnis (§ 741 
BGB) gehabt haben könnte, die durch die Übereignung des 
Grundstücks nätten erledigt werden sollen, kommt nicht 
in Betracht« •

« , . •
Bann aber läßt sich nicht in Zweifel ziehen, daß die. 

Überlassung und schließlich die Übereignung des GrundstQpks 
an den Beklagten eine in Erwartung der Ehe getroffene 
Aufwendung darstellte« In Erwartung der ,Ehe 'sind Aufwen­
dungen schon dann erfolgt oder Maßnahmen schon dann vor- 
genommen, wenn sie vorwiegend im Hinblick auf die bevor­
stehende Eheschließung geschehen sind und vernünftiger­
weise unterblieben wären, falls der Handelnde, den Ver- 
löbnisbruch vorhergesehen hätte (RG Recht 19H Nr 2673? 
RGRK BGB 9. Aufl §.1298 Anm 3; vgl.auch Urteil/des erken­
nenden Senats vom 19. Dezember 1956 - IV ZR 197/56 -),
Die Meinung des Berufungsgerichts, die Klägerin habe mit 
der Schenkung zur Festigung des Verlöbnisses ihrer Toch­
ter beitragen und der Heirat entgegenstehende Hindernis­
se beseitigen wollen, steht nicht, v/ie die Revision meint, 
im Gegensatz dazu, daß mit der Übertragung die aufge­
tretene Spannung ausgeglichen, die Eigentumsfrage geklärt
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und den Vorhaltungen der Hutter des Belclagten Rechnung 
getragen werden sollte. Der in diesem Zusammenhang in dem 
angefochtenen Urteil erfolgte Gebrauch des Portes "offen­
st chtlich*1 beeinträchtigt die Zuverlässigkeit der getrof­
fenen Feststellung nicht- Y/ie dieses Urteil ergibt, war 
nach der Überzeugung des 'Berufungsgerichts für die Kläge­
rin die bevorstehende Heirat ihrer Tochter das eigentliche 
Motiv dafür, daß sie ihr Grundstück dem Verlobten der 
Tochter Überließ und alsdann schenkweise zu Eigentum Über­
trug.

d) Das Landgericht hat angenommen, die Schenkung, des vol­
len Eigentums an den Schwiegersohn falle aus dem Rahmen 
des üblichen, andererseits habe hier Anlaß dazu bestan­
den, ihn mitzubedenken, weil er und wohl äuch seine El­
tern erhebliche Mittel zum Hausbau Verwendet hätten; den 
.Umständen nach angemessen sei deshalb nur die Übertragung 
je des halben Miteigentums an dem Bauplatz auf den Be­
klagten und die Tochter der Klägerin gewesen. In dem Ur­
teil des Berufungsgerichts wird dagegen ausgeführt., es 
habe den Lebensverhältnissen der Klägerin und ihres Ehe­
mannes entsprochen, daß sie den Baugrund aus Anlaß.der 
bevorstehenden Heirat zur Verfügung gestellt habe*, und 
die Übertragung sei auch nicht deshalb eine -lunangemesse- 
ne Aufwendung, weil sie ausschließlich an den Beklagten 
vorgenommen worden sei. Für die Beurteilung der Angemes­
senheit komme es nur auf die Lebensverhältnisse der Be­
teiligten an, und hier könne auch angesichts der beson­
deren Umstände, unter denen es zu der Eigentumsübertra­
gung gekommen sei, eine Unangemessenheit in der schenk­
weise erfolgten Überlassung des Grundstücks an den Be­
klagten allein nicht erblickt werden.

*



Die Deviation meint, weder das Landgericht noch das 
Oberlandesgericht habe eine Sachen l3vre^‘lellde Beurteilung 
vorgenommen» Die LehensVerhältnisse der Beteiligten hätten 
festgestellt' werden müssen; erst dann hätten sie zu der 
Aufwendung in Beziehung gesetzt werden können• Das Be­
rufungsgericht verkenne auch den Unterschied zwischen 
einer Aussteuer oder Ausstattung und dieser Aufwendung, 
die nach seiner Auffassung zugunstei: des künftigen Schwie­
gersohnes gemacht sei« 3s werde nichts darüber gesagt, 
ob und in welcher Höhe außerdem noch eine Aussteuer ln 
Geld oder Sachwerten vorgesehen gewesen sei; nur wenn das 
feststehe, könne die Angemessenheit der Aufwendung be­
urteilt werden» 3s fehle mithin an einer sachentsprechen­
den Beurteilung im Berufungsurteil, und das Berufungsge­
richt habe § 286 ZPO verletzt

Diese Bügen sind schon deshalb unbegründet, weil in 
der Hegel solche in Erwartung der Ehe getroffene Maßnah­
men nicht unangemessen sind, mit denen der in Anspruch 
genommene Verlobte seinerzeit einverstanden war*(Urteil 
des Senats vom 19« Dezember 1956 - IV ZE 197/56 -; BGRK 
§ 1298 Anm 7)« Daß die Schenkung des Grundstücks, über 
deren Unentgeltlichkeit sich die Beteiligten nach den 
in der notariellen Urkunde abgegebenen Erklärungen einig 
waren, im Hinblick auf die beabsichtigte Ehe des Be- - 
klagten mit der Tochter der Klägerin erfolgte, kann dem * 
Beklagten nicht zweifelhaft gewesen sei«. Wenn er sie an­
genommen hat, so darf er sich nicht darauf berufen, es 
habe sich um eine unangemessene Aufwendung gehandelt» Be­
sondere Umstände, die eine andere Beurteilung rechtfer­
tigen könnten, sind nicht dargetan» Auch die Annahme 
ist nicht gerechtfertigt, es sei nur die Übertragung des 
Eigentums zur Hälfte an den Beklagten angemessen gewesen» 
Häherer PestStellungen über die Lebensverhältnisse der
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Klagerin und. ihres Ehemannes und Uber deren sonstige Zu­
wendungen an ihre Tochter bedurfte es nicht.

e) Unrichtig ist der Einwand d9r Revision, d.as Berufungs­
gericht sei nicht auf die von dem Beklagten geltend gemach- 
ten Gegenansprüche wegen Verletzung der Zusage der Kläge­
rin, ihm 25*000,- BM sum Bau des Hauses zu geben, einge­
gangen c Bas Berufungsgericht ist, wie bereits ausgeführt 
worden ist, ohne Rechtsirrtum zu dem Ergebnis gelangt, daß 
die Klägerin dem Beklagten eine dahingehende rechtsver­
bindliche Zusage nicht gegeben hat.

f ) Ber der Klägerin von dem Berufungsgericht zuerkannte 
Schadensersatzanspruch ist elso, was die Hauptsumme be­
trifft, begründet.

Zu Unrecht hat das Berufungsgericht der Klägerin je­
doch 4 *f> Zinsen aus dieser für die Zeit vor dem 9« Juni 
1954, dem Tage der Zustellung der Klage, zuerkannt. So­
weit das Landgericht den Beklagten zur Zahlung von 4 # 
Zinsen aus 8.090,- Bll seit dem 9. Juni 1954 verurteilt 
hat, kam eine weitere Zuerkennung von Zinsen schon des­
halb nicht in Betracht, weil die Klägerin sie mit ihrer 
Anschlußberufung nicht beantragt hatte. Außerdem abfer 

. ist nicht ersichtlich, daß der Beklagte vorher in Verzug 
gesetzt worden ist. Mit dem an den Beklagten gerichteten 
Schreiben des Anwalts der Klägerin vom 26. Mai 1951 wurde 
der Anspruch auf Rückübertragung des Grundstücks erhoben$ 
eine Mahnung wegen des jetzt geltend gemachten Zahlungs­
anspruchs liegt darin nicht. Bie Klägerin hat auch nicht 
dargetan, daß sie Zinsen für die Zeit vor der Zustellung 
der Klage unter dem Gesichtspunkt des Schadensersatzes 
oder der ungerechtfertigten Bereicherung verlangen könn­
te, daß der Beklagte etwa, nachdem er das Schreiben vom
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26. Juni 1951 erhalten hatte* der. Wegfall des rechtlichen 
Grundes für den Erwerb des Grundstücks auch subjektiv er­
kannt hätte (§ 819 Abs 1 BGB)#

3) Der Klage war also stattzugeben außer , daß der Zins­
anspruch für die Zeit vor dem 9# Juni 1954 abgewiesen wer­
den mußte,, Da dementsprechend über die Berufung d es Be­
klagten und die Anschlußberufung der Klägerin zu erken­
nen war* ist das angefochtene Urteil teilweise aufgehoben 
und im ganzen neu gefaßt worden. Im wesentlichen mußte 
die Revision des Beklagten zurückgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs 1, 5 92 
Abs 2 ZPO.

Schmidt Baske Johannsen Wüstenberg Maaß
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